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1330 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (1228 der Beilagen): Änderung der Anhänge I und II des 
Übereinkommens betreffend die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetallgegenständen 

Die Änderung der Anhänge I und II des Übereinkommens betreffend die Prüfung und Bezeichnung von 
Edelmetallgegenständen hat gesetzändernden bzw. gesetzesergänzenden Inhalt und bedarf daher der 
Genehmigung des Nationalrats gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG. Sie hat nicht politischen Charakter. Es 
ist nicht erforderlich, eine allfällige unmittelbare Anwendung der Änderung im innerstaatlichen 
Rechtsbereich durch einen Beschluss gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG, dass dieser Staatsvertrag durch 
Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist, auszuschließen. Da durch die Änderung keine Angelegenheiten 
des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder geregelt werden, bedarf es keiner Zustimmung des 
Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG. 
Das Übereinkommen (BGBl. Nr. 346/1975 idF BGBl. III Nr. 20/2010) ist für Österreich am 27. Juni 
1975 in Kraft getreten. Neben Österreich sind derzeit Dänemark, Finnland, Großbritannien, Irland, Israel, 
Lettland, Litauen, die Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Schweden, die Schweiz, die Slowakei, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern Vertragsparteien. 
Das Übereinkommen wurde zur Erleichterung des Handels mit Edelmetallgegenständen zwischen den 
Vertragsparteien geschlossen. Die Bezeichnung der Edelmetallgegenstände mit der Gemeinsamen Punze 
wird auf rein freiwilliger Basis in den Vertragsstaaten durchgeführt. Der einführende Vertragsstaat 
verpflichtet sich, die in einem anderen Vertragsstaat gemäß den Vorschriften dieses Übereinkommens 
durchgeführte Prüfung und Bezeichnung von Edelmetallgegenständen mit der Gemeinsamen Punze ohne 
weitere Prüfung und Punzierung anzuerkennen. Dem geltenden Übereinkommen angeschlossen sind zwei 
Anhänge samt zwei Beilagen, die im Wesentlichen technische Begriffe definieren und erläutern. 
Gemäß Artikel 10 des Übereinkommens ist ein Ständiger Ausschuss eingerichtet, der 
Änderungsvorschläge für das Übereinkommen und seiner Anhänge sowie Empfehlungen hinsichtlich der 
Durchführung unterbreiten kann. Österreich wird in diesem Ausschuss durch Vertreter des 
Bundesministeriums für Finanzen repräsentiert. 
Das Übereinkommen sieht für Änderungen des Übereinkommens und seiner Anhänge unterschiedliche 
Verfahren vor. Während eine Änderung des Übereinkommens der ausdrücklichen Zustimmung aller 
Vertragsstaaten bedarf, kann eine Änderung der Anhänge vom Ständigen Ausschuss beschlossen werden 
und tritt sechs Monate nach der Notifizierung durch den Depositarstaat in Kraft, sofern nicht von der 
Regierung eines Vertragsstaates ein Einwand erhoben wird. 
Im Oktober 2010 wurde im Ständigen Ausschuss Einigung zu einer Änderung der Anhänge erzielt. Die 
Änderung der Anhänge beinhaltet im Wesentlichen eine Anpassung an die internationalen Normen und 
Fertigungstechniken. Um auf technische Veränderungen bzw. Bedürfnisse des Marktes rascher und 
flexibel reagieren zu können, wurde dem Ständigen Ausschuss die Zuständigkeit übertragen, Regelungen 
zu technischen Fragen zu beschließen (die sog. „Technischen Entscheidungen“). Bislang wurden 
technische Fragen z.T. in den Beilagen zu den Anhängen geregelt, die nun entfallen können. Durch diese 
Änderung werden die bestehenden Anhänge I und II samt Beilagen durch die neuen Anhänge I und II 
ersetzt. 
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Im Hinblick auf den Ablauf der 6-Monats-Frist wurde ein vorläufiger Einwand gegen das Inkrafttreten 
erhoben, um den Abschluss aller innerstaatlichen Verfahren sicherzustellen. Dieser Einwand wird nach 
Genehmigung der Änderungen zurückgezogen. 
Die wesentlichen materiellen Änderungen im Vergleich zur derzeit geltenden Fassung der Anhänge sind: 
- Genauere Vorschriften bei der Verwendung von unechten Materialien an Edelmetallgegenständen 

und die Definition von so genannten „Multimetallgegenständen“, das sind Gegenstände, die aus 
echten und unechten Metallen zusammengesetzt sind. 

- Das Einfügen einer Tabelle, in der die gemeinsamen Punzen für alle Metalle und alle Feingehalte 
beispielhaft dargestellt sind. 

- Die Entfernung der Beilagen I und II aus den Anhängen und die Übertragung der dortigen 
Vorschriften in die „Technische Entscheidungen“, die keiner Notifizierung durch die Vertragstaaten 
bedürfen. 

- Einige Punkte wurden unter Beibehaltung der inhaltlichen Identität umformuliert. 
Kompetenzgrundlage: 
Art. 10 Abs. 1 Z 5 und Art. 102 Abs. 2 B-VG (“Punzierungswesen”). 
Der Staatsvertrag ist in deutscher, englischer und französischer Sprache abgefasst, wobei jeder Text 
gleichermaßen authentisch ist. 
Hinsichtlich der Kundmachung des Staatsvertrages hat die Bundesregierung dem Nationalrat 
vorgeschlagen, gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG zu beschließen, dass die französische Sprachfassung dadurch 
kundzumachen ist, dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesministerium für Finanzen aufliegt. 
 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Staatsvertrag in seiner Sitzung am 29. Juni 2011 in 
Verhandlung genommen. In der Debatte ergriff im Anschluss an die Ausführungen der Berichterstatterin 
Abgeordnete Gabriele Tamandl die Abgeordnete Petra Bayr das Wort. 
 
Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlossen, dem Nationalrat die Genehmigung des Abschlusses 
dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 
 
Ebenso wurde einstimmig beschlossen, dass die französische Sprachfassung dieses Staatsvertrages gemäß 
Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch kundzumachen ist, dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im 
Bundesministerium für Finanzen aufliegt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanzausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 
1. Der Abschluss des Staatsvertrages: Änderung der Anhänge I und II des Übereinkommens betreffend 

die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetallgegenständen (1228 der Beilagen) wird gemäß Art. 50 
Abs. 1 Z 1 B-VG genehmigt. 

2. Die französische Sprachfassung dieses Staatsvertrages ist gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch 
kundzumachen, dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesministerium für Finanzen 
aufliegt. 

Wien, 2011 06 29 

 Gabriele Tamandl Dkfm. Dr. Günter Stummvoll 
 Berichterstatterin Obmann 
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